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Gesamte Rechtsvorschrift für Anti-Gesichtsverhüllungsgesetz, Fassung vom 15.03.2018 

Langtitel 

Bundesgesetz über das Verbot der Verhüllung des Gesichts in der Öffentlichkeit  (Anti-
Gesichtsverhüllungsgesetz – AGesVG) 
StF: BGBl. I Nr. 68/2017 (NR: GP XXV RV 1586 AB 1631 S. 179. BR: AB 9800 S. 868.) 

Text 

Ziel 

§ 1. Ziele dieses Bundesgesetzes sind die Förderung von Integration durch die Stärkung der Teilhabe 
an der Gesellschaft und die Sicherung des friedlichen Zusammenlebens in Österreich. Integration ist ein 
gesamtgesellschaftlicher Prozess, dessen Gelingen von der Mitwirkung aller in Österreich lebenden 
Menschen abhängt und auf persönlicher Interaktion beruht. 

Verhüllungsverbot 

§ 2. (1) Wer an öffentlichen Orten oder in öffentlichen Gebäuden seine Gesichtszüge durch Kleidung 
oder andere Gegenstände in einer Weise verhüllt oder verbirgt, dass sie nicht mehr erkennbar sind, begeht 
eine Verwaltungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe bis zu 150 Euro zu bestrafen. Die 
Verwaltungsübertretung kann durch Organstrafverfügung gemäß § 50 VStG in der Höhe von bis zu 
150 Euro geahndet werden. Öffentliche Orte oder öffentliche Gebäude sind Orte, die von einem nicht von 
vornherein beschränkten Personenkreis ständig oder zu bestimmten Zeiten betreten werden können, 
einschließlich der nicht ortsfesten Einrichtungen des öffentlichen und privaten Bus-, Schienen-, Flug- und 
Schiffsverkehrs. 

(2) Ein Verstoß gegen das Verhüllungsverbot gemäß Abs. 1 liegt nicht vor, wenn die Verhüllung 
oder Verbergung der Gesichtszüge durch Bundes- oder Landesgesetz vorgesehen ist, im Rahmen 
künstlerischer, kultureller oder traditioneller Veranstaltungen oder im Rahmen der Sportausübung erfolgt 
oder gesundheitliche oder berufliche Gründe hat. 

Zuständigkeit 

§ 3. Die Durchführung des Verwaltungsstrafverfahrens wegen eines Verstoßes gegen § 2 obliegt den 
Bezirksverwaltungsbehörden, im Gebiet einer Gemeinde, für das die Landespolizeidirektion zugleich 
Sicherheitsbehörde erster Instanz ist, dieser. § 86 Abs. 2 Sicherheitspolizeigesetz (SPG), BGBl. 
Nr. 566/1991, gilt sinngemäß. 

Vollziehung 

§ 4. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für Inneres betraut. 

Inkrafttreten 

§ 5. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Oktober 2017 in Kraft. 


